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Herr Oberbürgermeister Clausen begrüßt Frau Polizeipräsidentin Dr. Gie-
re sowie den Pressesprecher der Polizei Bielefeld, Herrn Ridder. Die An-
wesenheit von Frau Dr. Giere und Herrn Ridder zeige, dass es in Biele-
feld eine dialogische Kultur der für Sicherheit und Ordnung verantwortli-
chen Akteure gebe. Dem vorliegenden Bericht entnehme er als Kernaus-
sage, dass Bielefeld nicht Köln sei und der Boulevard nicht die Domplatte 
– auch nicht in der Silvesternacht. Die mediale Berichterstattung der letz-
ten Wochen und viele Äußerungen im Internet gingen an dem Fakt vor-
bei, dass Bielefeld seit Jahren als eine der sichersten Großstädte in 
Deutschland gelte, woran auch die Ereignisse in der Silvesternacht nichts 
geändert hätten. Dies sei letztlich das Ergebnis einer jahrelangen engen 
Partnerschaft zwischen den für Sicherheit und Ordnung verantwortlichen 
Institutionen in Bielefeld. Neben klaren Konzepten zur Bekämpfung von 
Gewaltdelikten werde auch im Bereich Prävention erfolgreich und enga-
giert gearbeitet. Dennoch sei es richtig, über den Vorgang auf dem Bou-
levard in der Silvesternacht nicht einfach hinwegzugehen, sondern ihn 
sorgfältig aufzuarbeiten, um daraus Schlussfolgerungen zu ziehen. Hier-
zu sei ein Runder Tisch eingerichtet worden, in dem bestimmte Maß-
nahmen erörtert und überprüft würden, wie z. B. die Verbesserung der 
Beleuchtungssituation. Zu dem von ihm in der Neujahrsrede zur Überprü-
fung vorgeschlagenen Teilaspekt der Videoüberwachung in öffentlichen 
Räumen sei anzumerken, dass der Videographie in Nordrhein-Westfalen 
durch das Polizeigesetz sehr enge Grenzen gesetzt seien. In Auswertung 
des Sachverhaltes der Silvesternacht und unter Berücksichtigung der 
Vorkommnisse auf dem Boulevard insgesamt seien die Polizeipräsiden-
ten und er übereinstimmend zu der Überzeugung gekommen, dass die 
Voraussetzungen für eine Videoüberwachung nach den Maßgaben des 
PolG NRW zurzeit nicht gegeben seien. Vor diesem Hintergrund gebe es 
andere Themenfelder, die im Rahmen des Runden Tisches vorrangig 
erörtert würden.   
 
Frau Polizeipräsidentin Dr. Giere bedankt sich für die Gelegenheit, durch 
ihren Bericht zur Versachlichung der hitzig geführten und teilweise skan-
dalisierenden Debatte beitragen zu können. In diesem Kontext sei es 
auch die richtige Entscheidung gewesen, den Sachverhalt in Ruhe aufzu-
klären und nicht unmittelbar nach den Ereignissen zum Jahreswechsel 
mit ungeprüften Informationen und eventuellen Halbwahrheiten zu arbei-
ten. Nachdem die Polizei in den Jahren 2007/2008 erhebliche Probleme 
mit Gewaltdelikten in der Innenstadt und auf dem Boulevard ausgemacht 
hätte, sei zunächst eine Konzeption erarbeitet worden, die in erster Linie 
auf dem verstärkten Einsatz ziviler Kräfte vor Ort basierte. Bedauerli-
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cherweise habe dies nicht zu einem Rückgang der Delikte geführt, so 
dass das Konzept umgestellt worden sei auf eine verstärkte Präsenz uni-
formierter Polizei. Nachdem diese Aktivitäten zu einem spürbaren Rück-
gang der Zahlen geführt hätten, halte sich die Polizei seit 2012 in den 
Nächten von Freitag auf Samstag und von Samstag auf Sonntag sowie in 
den Nächten vor Feiertagen kontinuierlich mit erhöhter Präsenz in der 
Innenstadt (Boulevard, Bahnhofstraße, Jahnplatz, Altstadt) auf. In diesem 
Bereich seien stets zehn Beamtinnen und Beamte zugegen, die anlass-
bezogen noch durch zusätzliches Personal verstärkt werden könnten. 
Diese Vorgehensweise sei in den letzten Jahren ohne besondere Ereig-
nisse praktiziert worden, so dass keine Veranlassung bestanden hätte, 
das Konzept zu verändern. Ende November 2015 sei auf Wunsch der 
Gastronomen am Boulevard ein Gespräch geführt worden, in dem die 
Polizei erstmalig davon Kenntnis erlangt hätte, dass sich die Zusammen-
setzung des Publikums am Boulevard sukzessive verändert habe. So 
hätten die Gastronomen eine verstärkte Anwesenheit von Personen mit 
Migrationshintergrund festgestellt, die gegenüber Türstehern und weibli-
chen Gästen respektlos und zum Teil aggressiv auftreten würden. An 
diesem Gespräch hätten auch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus dem 
Kommissariat Kriminalprävention und Opferschutz teilgenommen, die eng 
mit den entsprechenden Beratungsstellen vernetzt seien. Da auch für 
diese Kolleginnen und Kollegen der Hinweis neu gewesen sei, sei die 
Information zunächst anhand der zur Verfügung stehenden Daten über-
prüft worden. Obwohl eine entsprechende Auswertung der vorliegenden 
Strafanzeigen und der durchgeführten Einsätze keinerlei Auffälligkeiten 
ergeben habe, sei im November die Verabredung getroffen worden, ge-
meinsam mit der Stadt und Gastronomen im Gespräch zu bleiben und die 
weitere Entwicklung zu beobachten.  
 
Zur Silvestervorplanung merkt Frau Polizeipräsidentin Dr. Giere einlei-
tend an, dass die Polizei üblicherweise zur Vorbereitung solcher beson-
deren Nächte zum einen auf Erfahrungswerte aus den Vorjahren zurück-
greife und zum anderen sonstige Erkenntnisse berücksichtige, die auf 
eine möglicherweise geänderte Lage hinweisen könnten. Nachdem die 
Polizei Ende Dezember zu dem Ergebnis gekommen sei, dass es keine 
Anzeichen für eine gegenüber den Vorjahren veränderte Situation gebe, 
sei die Einsatzplanung entsprechend dem o. g. Konzept erfolgt. Insofern 
seien - wie üblich - zehn zusätzliche Polizistinnen und Polizisten im In-
nenstadtbereich im Einsatz gewesen, davon mindestens vier dauerprä-
sent im Neuen Bahnhofsviertel. In diesem Zusammenhang sei allerdings 
auch darauf hinzuweisen, dass eine Nachalarmierung in der Silvester-
nacht im Gegensatz zu sonstigen Nächten, in denen bei besonderen Si-
tuationen nachalarmiert werden könne, so gut wie nicht möglich sei. Dar-
über hinaus sei es bedingt durch den Massenunfall auf der A 33 insofern 
zu einer gewissen Besonderheit gekommen, als dass Kräfte aus der In-
nenstadt abgezogen worden seien, um den Einsatz angemessen bewäl-
tigen zu können.  
 
Zur Situation am Boulevard selbst führt sie aus, dass nach der medialen 
Berichterstattung erneut mit den dort eingesetzten Beamtinnen und Be-
amten, deren Einsatzberichte keine Hinweise auf eine besondere Lage 
enthielten, zur Konkretisierung des Sachverhalts Gespräche geführt wor-
den seien. Demzufolge seien – wie in den Vorjahren auch - auf dem Bou-
levard sehr viele Menschen gewesen; das Besondere sei jedoch gewe-
sen, dass dort ca. 150 bis 200 Personen mit Migrationshintergrund zu-
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sammengekommen seien, die jedoch nicht als homogene Gruppe aufge-
treten seien. Diese Personen hätten sich auf dem Boulevard im Freien 
aufgehalten, da ihnen der Einlass in die Gastronomie bzw. in die Disko-
theken verwehrt worden sei. Einzelne Gruppen von 50 – 60 Personen  
hätten mehrfach versucht, in die Diskotheken zu gelangen und seien von 
den Türstehern zurückgewiesen worden. Nachdem sich die Türsteher 
bedrängt gefühlt hätten, hätten sie die Polizei um Unterstützung gebeten, 
die dann mit mehreren Kräften angerückt sei. Nach Eintreffen der Polizei 
seien nicht mehr so viele Personen vor Ort gewesen, die im Übrigen nach 
Erteilung eines Platzverweises der Aufforderung auch ohne Widerstand 
nachgekommen seien. Allerdings seien die Personen auf dem Boulevard 
geblieben und wären – nicht zuletzt alkoholbedingt - zunehmend aggres-
siver geworden. Aus Sicht der Kolleginnen und Kollegen hätte sich dar-
über hinaus aber keine besondere Gefahrenlage entwickelt. Die Polizei 
sei viel mehr permanent damit beschäftigt gewesen, das unsachgemäße 
Hantieren mit Pyrotechnik zu unterbinden, um zu verhindern, dass diese 
Personen sich selbst oder andere verletzten. Im Übrigen sei die Polizei 
zu zehn Einsätzen (Hilfeersuchen von den Diskotheken, Anforderungen 
wegen Diebstahls und wegen einer Schlägerei) gerufen worden, was in 
Anbetracht der vielen Menschen an einem solchen Abend eine Zahl sei, 
die – auch im Vergleich zu den Vorjahren – nicht exorbitant hoch sei. 
Ausdrücklich betont Frau Polizeipräsidentin Dr. Giere, dass sich der Be-
richt des einen Türstehers, der erhebliches mediales Interesse ausgelöst 
habe, in keiner Form bestätigt hätte. Da die örtliche Berichterstattung wie 
auch die Ereignisse in Köln viele Fragen sowohl in der Öffentlichkeit wie 
auch bei der Polizei ausgelöst hätten, habe sei eine Arbeitsgruppe einge-
richtet, die sich zum einen mit der Aufarbeitung der Geschehnisse und 
zum anderen mit möglichen Maßnahmen zur Stärkung des Sicherheits-
gefühls auf dem Boulevard und in der Innenstadt beschäftigte. Die Polizei 
sei in den darauffolgenden Wochen mit erhöhter Präsenz vor Ort gewe-
sen, was insofern richtig gewesen sei, als dass sich dort so genannte 
Bürgerwehren versammelt hätten. Zum Thema Aufarbeitung sei anzu-
merken, dass es für die Polizei insofern eine besondere Situation gewe-
sen sei, als dass sie von sexuellen Übergriffen erst aus der Presse erfah-
ren hätte, da sie selbst davon keine Kenntnis durch Strafanzeigen erlangt 
hätte. Vor diesem Hintergrund sei die Polizei offensiv an die Öffentlichkeit 
herangetreten und habe insbesondere um Videomaterial über Gewalttä-
tigkeiten oder mögliche Straftaten gebeten. Bisher seien der Polizei je-
doch keinerlei private Videos von Augenzeugen zur Verfügung gestellt 
worden, was gerade in Anbetracht der vielen jungen Menschen auf dem 
Boulevard schon bemerkenswert sei. Insgesamt lägen 20 Strafverfahren 
den Boulevard betreffend vor. Bei diesen handele es sich um fünf Sexu-
aldelikte (viermal Beleidung auf sexueller Grundlage, einmal sexuelle 
Nötigung), elf Diebstahlsdelikte (fünfmal einfacher Diebstahl, viermal Ta-
schendiebstahl, einmal schwerer Diebstahl, ein Diebstahl aus der Gast-
stätte), drei Verfahren wg. Körperverletzung sowie um ein Verfahren wg. 
Hausfriedensbruch. Bemerkenswert sei zudem, dass alle Sexualstrafta-
ten erst nach der medialen Berichterstattung angezeigt worden seien, 
während die übrigen Delikte teilweise noch am gleichen Abend vor Ort 
aufgenommen worden seien. Aufgrund der Berichte in der Öffentlichkeit, 
wonach sich betroffene Frauen an Polizisten gewandt hätten, die ihnen 
aber nicht geholfen und sogar noch von einer Strafanzeige abgeraten 
hätten, sei eine entsprechende Prüfung veranlasst worden, derzufolge es 
eine Anzeige gebe, die einen solchen Vorwurf enthielte. Allerdings hätten 
keine Feststellungen getroffen werden können, dass die Beamtinnen und 
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Beamten vor Ort zwar Delikte wahrgenommen, Hilfe jedoch verweigert 
hätten. Die Behauptung, es sei von einer Strafanzeige abgeraten worden, 
habe sich definitiv nicht bestätigt. Im Anschluss an die Anzeigen seien 
allen Geschädigten Opferschutzmaßnahmen angeboten worden; die 
Staatsanwaltschaft habe zudem einen Dezernenten benannt, der die An-
gelegenheit zentral abarbeite. Zur Frage der Aufklärung sei anzumerken, 
dass es hinsichtlich der Sexualstraftaten keine Ermittlungsansätze gebe. 
Bei den übrigen Delikten seien sechs Tatverdächtige ermittelt worden, die 
alle aus dem nordafrikanischen Bereich stammten.   
 
Anschließend berichtet Frau Polizeipräsidentin Dr. Giere noch über die 
Geschehnisse an den Wochenenden nach Silvester und merkt an, dass 
an drei Wochenenden unterschiedlichste Gruppierungen als so genannte 
Bürgerwehren auf dem Boulevard und in der Innenstadt aufgetreten sei-
en. Teilweise seien die diesen Gruppen zugehörigen Personen zumin-
dest passiv bewaffnet gewesen. Die Gruppen selbst hätten sich in erster 
Linie aus der Türsteher-Szene, Rockern und Alt-Hools zusammenge-
setzt. In diesem Zusammenhang seien 14 Gefährdeansprachen durchge-
führt worden, sechs Personen sei ein Aufenthaltsverbot für den Boule-
vard für die nächsten vier Wochen erteilt worden. Abschließend  äußert 
sie die Hoffnung, dass durch dieses Vorgehen möglichst früh ein Zeichen 
gesetzt worden sei, dass die Polizei solche Form der Hilfe in Bielefeld 
nicht benötige.  
 
Frau Becker bedankt sich für die sachlichen Ausführungen. Unter Be-
rücksichtigung der im November mit den am Boulevard ansässigen Gast-
ronomen geführten Gespräche bittet sie um Auskunft, ob es im Laufe des 
letzten Jahres verstärkt zu sexuellen Übergriffen gekommen sei. Darüber 
hinaus stelle sich ihr die Frage, ob in den Eingangsbereichen der Disko-
theken keine Videoüberwachung vorhanden sei. Frau Polizeipräsidentin 
Dr. Giere erklärt, dass hinsichtlich der Entwicklung von Sexualdelikten 
keine Anzeichen für Veränderungen vorlägen. Zur Frage der Videoüber-
wachung im Eingangsbereich der Diskotheken habe sie selbst mit Er-
staunen zur Kenntnis nehmen müssen, dass es diese bisher nicht gebe. 
Aus ihrer Sicht sei dies eine Möglichkeit, mehr Sicherheit zu schaffen, 
allerdings stünde sie im Ermessen der jeweiligen Eigentümer und Betrei-
ber.  
 
Herr Nettelstroth bedankt sich ebenfalls für die Ausführungen, die zur 
Versachlichung der Diskussion beitragen sollten. Da die Bundespolizei 
den Presseberichten zufolge die Kolleginnen und Kollegen auf dem Bou-
levard unterstützt habe, es andererseits mittlerweile auch Rechtspre-
chung gebe, wonach die Bundespolizei außerhalb des Bahngeländes 
keine Weisungen erteilen könnte, bittet er um Ausführungen zur konkre-
ten Zusammenarbeit mit der Bundespolizei. In Anbetracht des Umstan-
des, dass in der gesamten Innenstadt nur zehn Polizistinnen und Polizis-
ten unterwegs gewesen seien, von denen sich vier auf dem Boulevard 
aufgehalten hätten, stelle sich ihm die Frage, ob tatsächlich keinerlei 
Kräfte nachalarmiert hätten werden können. Herr Nettelstroth betont, 
dass er höchsten Respekt vor den Polizistinnen und Polizisten und ihren 
Tätigkeiten habe. Allerdings habe er auch den Eindruck, dass die Polizei 
in den letzten Jahren immer mehr Aufgaben übernehmen müsste und 
häufig nicht mehr in der Lage sei, den Aufgaben in der gebotenen Art und 
Weise nachzukommen. Auch wenn dies letztlich einer Frage der Perso-
nalstärke sei, die auf Landesebene zu diskutieren sei, interessiere ihn der 
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Personalstand und die Zahl der Überstunden im Polizeipräsidium Biele-
feld. Grundsätzlich sei auch seine Fraktion der Auffassung, dass das 
Gewaltmonopol beim Staat liegen und auch von ihm wahrgenommen 
werden müsse. Für den jeweilig Betroffenen gebe es nichts Schlimmeres, 
als das Gefühl zu haben, sich in einer nicht mehr zu beherrschenden 
Situation zu befinden. Von daher dürfe sich eine derartige Situation we-
der am Boulevard noch in anderen Bereichen der Innenstadt einstellen. 
Abschließend betont er, dass der Videoüberwachung insbesondere bei 
der Aufklärung von Straftaten eine besondere Bedeutung zukomme und 
bittet unter Bezugnahme auf § 15 des Polizeigesetzes NRW um Ein-
schätzung zum möglichen Einsatz einer Videoüberwachung an einer 
solch exponierten Platz wie dem Boulevard.  
   
Frau Polizeipräsidentin Dr. Giere führt zur Zusammenarbeit zwischen der 
Landes- und der Bundespolizei aus, dass sich der Zuständigkeitsbereich 
der Bundespolizei grundsätzlich auf das Bahnhofsgelände beschränke. 
Nichtsdestotrotz bestünde natürlich eine sehr enge und kollegia-
le Zusammenarbeit beider Behörden, z. B. bei der Ankunft auswärtiger 
Fußballfans, so dass lageabhängig, wie z. B. im Rahmen 
der Silvesternacht am Boulevard, eine gegenseitige Unterstützung im 
Rahmen der Amtshilfe praktiziert werde. Zur Personalstärke in der Silves-
ternacht sei anzumerken, dass die Polizei für die Ereignisse ausreichend 
gerüstet gewesen sei, da es dort keine problematischen Situationen im 
engeren Sinne gegeben habe. Allerdings könne auch im Nachgang fest-
gehalten werden, dass die Kolleginnen und Kollegen in Anbetracht 
des Umstandes, dass sich auf dem Boulevard wesentlich mehr Personen 
aufhielten als angenommen und insbesondere in Anbetracht des unkon-
trollierten und gefährlichen Abbrennens von Pyrotechnik deutlich mehr zu 
tun gehabt hätten als dies eigentlich zu erwarten gewesen sei. Die Frage 
des Umgangs mit Pyrotechnik auf dem Boulevard sollte gegebenenfalls 
grundsätzlich noch einmal erörtert werden. Wenn die Möglichkeit bestan-
den hätte, wären wahrscheinlich Kolleginnen und Kollegen der Auto-
bahnpolizei um Unterstützung gebeten worden, was aufgrund des Mas-
senunfalls auf der  A 33 jedoch nicht möglich gewesen sei. Frau Polizei-
präsidentin Dr. Giere betont, dass Vorplanungen letztlich immer nur auf 
der Grundlage von wahrscheinlichen Ereignisse erfolgen könnten. Von 
daher lehne sie es ab, für Kolleginnen und Kollegen an Silvester ohne 
Not Rufbereitschaft mit den damit verbundenen Folgen anzuordnen, um 
für sämtliche Eventualitäten gerüstet zu sein. Für den Fall außergewöhn-
licher Ereignisse bestünde immer noch die Möglichkeit, auf Landesebene 
zusätzliche Einheiten anzufordern, was jedoch mit einem entsprechenden 
Zeitaufwand verbunden sei. Die in den letzten Wochen deutlich erhöhte 
Präsenz in der Innenstadt werde in diesem Rahmen sicherlich dauer-
haft nicht fortgeführt werden können, allerdings werde immer anlassbe-
zogen geprüft, ob eine akute Notwendigkeit für eine erhöhtes Polizeiauf-
kommen bestünde. Sicherlich gebe es bei der Polizei einen erheblichen 
Überstunden-stand, was jedoch ein strukturelles Thema sei. Aktuell wür-
den hausintern Konzepte zur Reduzierung dieser Überstundenstände auf 
ein vertretbares Maß erarbeitet. Zur Frage der Videografie sei anzumer-
ken, dass diese bei der Aufklärung von Straftaten selbstverständlich sehr 
hilfreich sein könne. Allerdings beschränke § 15 PolG NRW den Einsatz 
der Videografie durch die Polizei auf den Bereich der Gefahrenabwehr 
und sehe vor, dass diese nur an so genan-
nten Kriminalitätsbrennpunkten eingerichtet werden dürfe. Diese Voraus-
setzungen lägen weder am Boulevard noch an anderen Stellen in der 
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Innenstadt auch nur ansatzweise vor. Aktuell gebe es in NRW an zwei 
Stellen eine Videoüberwachung auf der Grundlage des Polizeigesetzes 
und zwar in Mönchengladbach und in Düsseldorf. In den betreffenden 
Bereichen seien über Jahre hinweg 500 Straftaten pro Jahr zu verzeich-
nen gewesen, demgegenüber läge die Zahl auf dem Boulevard bei 180.  
   
Herr Lufen bedankt sich für die Berichterstattung und betont, dass sicher-
zustellen sei, dass in Bielefeld auch weiterhin sicher Silvester gefeiert 
werden könne. Vor diesem Hintergrund bittet er um Auskunft, ob es im 
Vergleich zu Vorjahren eine exorbitante Steigerung an Gewaltdelikten auf 
dem Boulevard gegeben habe. Unter Berücksichtigung der Gefahren, die 
durch unsachgemäßes Hantieren mit Pyrotechnik ausgelöst würden, 
sei zu überlegen, ob in der Silvesternacht auf dem Boulevard nicht eine 
ähnliche Regelung wie auf der Sparrenburg, die an Silvester zur böller-
freien Zone erklärt werde, eingeführt werden sollte.  
 
Frau Wahl-Schwentker bedankt sich ebenfalls für den sehr sachlichen 
Bericht und  erklärt, dass sie diesem u. a. entnommen habe, dass wahr-
nehmbare Präsenz helfe. Insofern würden ihr die in der Silvesternacht 
eingeplanten zehn zusätzlichen Kräfte, von denen sich vier dauerhaft auf 
dem Boulevard aufhielten, etwas wenig erscheinen.  
   
Auch Herr Rees bedankt sich für die klare und offene Berichterstattung, 
die heute auf gesicherter Grundlage erfolgen könnte. Insbesondere be-
danke er sich für die deutliche Aussage, es gebe in Bielefeld keine No-
go-Areas und Bielefeld sei nach wie vor eine der sichersten Städte in der 
Bundesrepublik. Dennoch stelle sich ihm die Frage, was aus polizeilicher 
Sicht am Boulevard noch verbessert und in welchem Rahmen die Politik 
hierbei unterstützend tätig werden könnte. So sei es in Anbetracht der 
Ausführungen zur Pyrotechnik und unter Berücksichtigung der guten Er-
fahrungen mit dem entsprechenden Verbot auf der Sparrenburg durchaus 
denkbar, diese auch auf dem Boulevard zu verbieten. Abschließend be-
grüßt Herr Rees ausdrücklich die Aktivitäten der Polizei an den Wochen-
enden nach Silvester, da sie einerseits durch die verstärkte uniformierte 
Präsenz das subjektive Sicherheitsgefühl der Besucherinnen und Besu-
cher der Innenstadt gestärkt habe, andererseits aber auch entschieden 
gegen selbst ernannte Bürgerwehren vorgegangen sei.  
   
Frau Polizeipräsidentin Dr. Giere berichtet zur Entwicklung von Gewaltde-
likten in der Innenstadt, dass im Innenstadtbereich im Vergleich zu den 
Vorjahren insgesamt gesehen erfreulicher-weise eine eher rückläufige 
Entwicklung festzustellen sei. Lediglich bei den Raubdelikten gebe es 
einen Anstieg auf ganz niedrigem Niveau. Exorbitante Steigerungsraten 
seien jedoch im Bereich der Taschendiebstähle zu verzeichnen. In die-
sem Zusammenhang hätten insbesondere zum Ende des letzten Jahres 
so genannte Antanzdiebstähle deutlichst zugenommen, die nunmehr ein 
Schwerpunkt des polizeilichen Handelns geworden seien. Zum Gesamt-
kräfteeinsatz führt sie aus, dass neben den im Innenstadtbereich einge-
setzten zehn Kräften natürlich noch die Streifenwagen-Besatzungen un-
terwegs gewesen seien, die zum Einsatz am Boulevard verstärkend hin-
zugekommen seien. Zur Frage möglicher Verbesserungen am Boulevard 
fänden bereits im Rahmen des Runden Tisches Gespräche statt. In die-
sem Kontext habe die Stadt bereits vorgeschlagen, 
die Beleuchtungssituation zu optimieren, was aus ihrer Sicht sehr hilfreich 
wäre. Zudem überlegten die Gastronomen ebenfalls eigene Beiträge zur 
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Verbesserung der Situation zu leisten, wie z. B. Videoüberwachungen im 
Eingangsbereich. Insgesamt sei sie sehr zuversichtlich, dass gute Ergeb-
nisse erzielt würden, da Stadt, Polizei und Gastronomen das gemeinsa-
me Ziel verbinde, den Boulevard als attraktiven Bereich zu erhalten, in 
dem sich Menschen gerne aufhielten.  
   
Frau Beigeordnete Ritschel ergänzt zum Thema Beleuchtung, dass auf 
der Grundlage zwischenzeitlich ermittelter Daten eine Vorlage erstellt 
werde, die der Bezirksvertretung Mitte in ihrer Sitzung am 18.02.2016 zur 
Beschlussfassung vorgelegt werde. Losgelöst davon zeichne sich Biele-
feld aus ihrer Sicht durch den zwischen den Akteuren bestehenden kur-
zen Draht aus, was sich nicht zuletzt auch an den im November und un-
mittelbar nach Silvester geäußerten Gesprächswünschen der Gastrono-
men zeige. Nach ersten Gesprächen sei auch sie zuversichtlich, dass der 
Runde Tisch tatsächlich sehr konkrete Ergebnisse erzielen werde, da alle 
Beteiligten das gleiche Ziel hätten. Neben dem Runden Tisch gebe es 
aber noch viele andere Aktivitäten. So habe sich neben dem Sozial- und 
Gesundheitsausschuss, der sich mit dem Thema "Sexualisierte Gewalt" 
generell noch einmal befasst habe, auch der Integrationsrat des The-
mas angenommen.     
Frau Schmidt bedankt sich für den Bericht, der gezeigt habe, dass die 
Presseberichterstattung der zurückliegenden Wochen unzutref-
fend gewesen sei. Zum anderen habe der Bericht auch deutlich gemacht, 
dass Bielefeld eine sichere Stadt sei und dies auch bleiben werde, was 
insbesondere für Frauen eine sehr wichtige Feststellung sei. Sie betont, 
dass die grundsätzliche Unterbindung jeder Form von sexualisierter Ge-
walt das gemeinsame Ziel sein müsse. Sie sei der durch die Ereignisse in 
Köln ausgelösten Debatte insofern dankbar, als dass nunmehr im Fokus 
stünde, dass Frauen ständig Objekte sexualisierter Gewalt seien. Hierbei 
lege sie allerdings auch Wert auf die Feststellung, dass diese nicht nur 
auf Personen mit Migrationshintergrund beschränkt sei, sondern genauso 
und in der Mehrheit wahrscheinlich sogar von deutschen Männern aus-
geübt werde. Losgelöst davon begrüße sie die Strategie auf dem Boule-
vard, durch eine verstärkte soziale Kontrolle bzw. einer erhöhten Präsenz 
uniformierter Polizei sowie durch eine verbesserte Ausleuchtung des Be-
reichs die Sicherheitslage zu erhöhen. Aus dem Bericht gehe aber auch 
hervor, dass die anwesenden Migranten nicht in die Diskotheken herein-
gelassen worden seien. In diesem Zusammenhang erinnert sie daran, 
dass es im letzten Jahr an anderer Stelle rassistische Ausgrenzungen 
gegeben und es gelungen sei, im Wege des Dialogs solche Situationen, 
die zwangsläufig Aggressionen auslösten, zu entschärfen. Von daher 
stelle sich ihr auch die Frage, wie solch ein Aggressionspotential durch 
nichteingelassene Personen im Dialog mit den Gastronomen reduziert 
werden könne.  
   
Frau Wahl-Schwentker erachtet die Anwesenheit von vier Polizeibeamten 
unter den geschilderten Rahmenbedingungen als äußert gering, zumal 
an den nachfolgenden Wochenenden stets hundert Polizistinnen und 
Polizisten am Boulevard und in der Innenstadt präsent gewesen seien. 
Insofern sei durchaus vorstellbar, dass in der Einsatzstärke unter Um-
ständen doch eine Schwachstelle gelegen hätte.  
   
Herr Hamann erklärt, dass er als langjähriger Bewohner der Innen-
stadt aus eigener Beobachtung wisse, dass die verbale Gewalt 
und Kriminalität in den letzten dreißig Jahren zugenommen habe. Aller-
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dings sei auch festzuhalten, dass es Gewalt und insbesondere sexuali-
sierte Gewalt schon immer gegeben habe und nicht erst seit den Ereig-
nissen von Köln. Von daher spreche er sich für eine Versachlichung des 
Themas aus. Zur Frage möglicher Maßnahmen zur Steigerung der Si-
cherheit verweist er auf die BBF, die durch die Inanspruchnahme 
von Wachdiensten die Sicherheit in bestimmten Bädern wieder herge-
stellt hätte. Unabhängig davon spreche er sich eindeutig für eine Video-
überwachung aus, um in bestimmten neuralgischen Bereichen mehr Si-
cherheit zu schaffen. Am Beispiel der Sparrenburg, die aufgrund unhalt-
barer Zustände, bei denen beispielsweise Raketen in Menschengruppen 
geschossen worden seien, zu Silvester erfolgreich zur böllerfreien Zone 
erklärt worden sei, spricht er sich dafür aus, am Boulevard entsprechend 
zu reagieren, sofern sich die Situation nicht ändern sollte. Insofern müss-
ten Maßnahmen ergriffen werden, durch die zukünftig sowohl die objekti-
ve wie auch die subjektive Sicherheit größer werde. Ob die Polizei in der 
Silvesternacht zu viel oder zu wenig Personal eingesetzt hätte, könne er 
überhaupt nicht beurteilen. Nach dem Bericht der Polizeipräsidentin er-
schienen ihm zumindest die Presseberichte über die Ereignisse auf dem 
Boulevard wesentlich dramatischer als die Situation tatsächlich gewesen 
sei. Hinsichtlich der Diskotheken habe er in den letzten Jahren zuneh-
mend zur Kenntnis nehmen müssen, dass dort Menschen aus dem nord-
afrikanischen Raum nicht erwünscht seien.  
   
Frau Polizeipräsidentin Dr. Giere entgegnet, dass gerade zu den Ge-
schehnissen auf dem Boulevard die Formulierungen "Gewalt" und „aus-
gehend von einer riesigen Gruppe" nicht passen würden. Dies habe sich 
so definitiv nicht bestätigen lassen. Unabhängig davon gebe es das Si-
cherheitsthema in der Innenstadt und genau vor diesem Hintergrund sei-
en in dem Bereich - wie bereits eingangs dargestellt - jedes Wochenende 
und vor Feiertagen zehn Kräfte zusätzlich zu den Besatzungen der Strei-
fenwagen unterwegs. Der Umstand, dass an den letzten Wochenenden 
deutlich mehr Kolleginnen und Kollegen eingesetzt worden seien, sei 
darauf zurückzuführen, dass die Polizei über Aktivitäten so genannter 
Bürgerwehren informiert worden sei. Nur aufgrund der starken Polizei-
präsenz, die teilweise durch Hundertschaftskräfte erreicht worden sei, 
seien diese Aktionen glimpflich abgelaufen. Diese Null-Toleranz-Strategie 
werde auch anlassbezogen fortgesetzt.  
   
Herr Gugat bedankt sich für den sachlichen Bericht und merkt an, dass in 
der Diskussion sehr häufig der Begriff "Gefühl" verwendet worden sei, 
was immer etwas trügerisch sei. Insofern spreche er sich ebenfalls für 
eine Versachlichung aus. Auch bei der Videoüberwachung, die er aus 
gutem Grund ablehne, gehe es hauptsächlich um das Gefühl von Sicher-
heit. Angesichts der erforderlichen 4K-Technologie, die z. B. in Fußball-
stadien eingesetzt werde, stelle sich ihm die Frage, was der Einsatz einer 
effizienten Videoüberwachung auf dem Boulevard inklusive des im Hin-
tergrund zur Auswertung der Aufzeichnung einzusetzen-
den Personal kosten würde.  
   
Frau Becker unterstreicht die Bedeutung der heutigen Debatte und be-
dankt sich ausdrücklich bei Frau Polizeipräsidentin Dr. Giere. Nachdenk-
lich habe sie die Aussage gemacht, dass an der so genannten Bürger-
wehr u. a. auch Türsteher beteiligt gewesen seien. Da letztlich der Bericht 
eines Türstehers zu dem enormen Maß an Verunsicherung geführt hätte, 
bittet sie um Auskunft, wie die Polizei die Rolle der Türsteher einschätze. 
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Frau Polizeipräsidentin Dr. Giere merkt an, dass sie die für ei-
ne Videoüberwachung des Boule-vards erforderlichen Mittel ad hoc nicht 
beziffern könne. Mit dem nötigen Mitteleinsatz ließe sich jedoch sicher-
lich eine hochwertigere Technologie beschaffen als die bisher verwand-
ten Kameras, deren Qualität eher zu wünschen übrig gelassen hätte. 
Allerdings sei dies nicht nur eine Frage der Technik; vielmehr setze eine 
konsequente Videoüberwachung zur Gefahrenabwehr auch voraus, dass 
zur Begutachtung der Aufnahmen und zur Veranlassung weiterer Maß-
nahmen dauerhaft Beamte abgestellt werden müssten, die aus ihrer 
Sicht vor Ort effektiver eingesetzt werden könnten. Im Übrigen sei sie der 
Auffassung, dass die bereits angesprochenen Maßnahmen zur Prob-
lemlösung viel zielführender seien. Zur Frage von Frau Becker merkt sie 
abschließend an, dass die Türsteher-Szene eine äußerst schillernde 
Szene sei und es nicht von ungefähr komme, dass die so genannte Ro-
cker-Szene gern die Türen besetze. Hinsichtlich der die Frage, wie mehr 
Sicherheit auch am Boulevard erzielt werden könne, werde dieser Be-
reich sicherlich auch noch einmal zu thematisieren sein.  
   
Herr Oberbürgermeister Clausen bedankt sich bei Frau Polizeipräsidentin 
Dr. Giere und Herrn Ridder. Er betont, dass es richtig gewesen sei, den 
Sachverhalt ausführlich und öffentlich aufzuarbeiten und verbindet damit 
die Hoffnung, dass dies zur Beruhigung vieler Gemüter beitrage.  
 
Der Haupt- und Beteiligungsausschuss nimmt den Bericht zur Sil-
vesternacht am Boulevard zur Kenntnis.  

  
 -.-.- 
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